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R�INIGUNG 
DER 

USTERRE CHISCHEN RICHTER 

An das 

Präsidium des Nationalrats 

Parlament 

Dr �J(ar 1 Renner-Ri ng 

HUf) Wien m 9�9.1993 

Betrifft: Entwurf eir�s Burdesgesetzes, mit dem das Gnadenverfahren neu 

gerege 1 t wi rd 

In der Anlage wird die Stellungnahme der Vereinigung der österreichischen 

Richter zum o.a.6esetzesentwurf in 25-facher Ausfertigung ühermittelt. 

2S Anlagen 

Dr� Barhara Helige 

'Vizepräsidentin 
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Ei t E!' 1. 1. U rtg rtah .nE!' 

V�.�inigurtg 6�t� •• �ichi�chE!'. 

Richt&il'r- ZU"" Ertt"""ur-f 

E!'in�� Burtd&il'&gE!'�E!'tZE!'� fnit dE!'� 

da� Gnad�rtvE!'r-f_hr-E!'rt rtE!'U gE!'rE!'g�1.t 

wird 

"an kann dem Vorhaben, das Gnadenverfahren in einem eigenen 30. Hauptstück der 

Sb-afp,-ozet1ordnung neu zu regeln, durchaus posi t iv gegenüberstehen, und zwa,­

unabhängig, davon datl durch den Verfassungsgerichtshof Teile der bishedgen 

Regelung des § 411 StPo aufgehoben tllUrden. 

Oie Ve,-einigung öste,-reichischer Richte,- geht davon aus, datl dei-zeit keine 

Absicht besteht, das Gnadenverfahren grundsätzlich in Frage zu stellen und 

auch die gel tende Verfassungsgrundlage unverändert bleiben soll. Das Gnaden­

'-echt stell t jedoch wie .-..-hafte Verfassungs,-echtler aufgezeigt haben, einen 

F ,-eIld':ö'-per in unse,-e,- de.okr at ischen Bundesve,-fassung da,-, sodatl das besonde­

,-e Augeawerk des Gesetzesgebers bei der Ausgestaltung der einfachgesetzlichen 

Ausfüh,-ungsbestiCIMIUngen auf den Ausnah.echa,-akter gedchtet sein taU4 .  Oe,­

Verfassungsgerichtshof hat nicht als erster auf das Spannungsverhältnis 

zwischen Gnadenve,-fahren und Gewal ttei lung hingewiesen und eine Entflechtung 

ver langt� 

Danach liegt die einzige saubere Lösung in der gänzlichen Auskla..erung der 

Rechtsprechung aus dee Gnadenverfahren. Als dritte Staatsgewalt ist es jedoch 

Aufgabe der Rechtsprechung und ihrer Standesvertretung, auf die Probleaatik 
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des Gnadenve,-fah,-ens an sich und seine AuSMid:ung auf die Rechtsp,-echung 

hinzuweisen: 

Die fr anzösische Nationalversaaalung hat das Begnadigungsrecht des code 

p�nal 1791 abgeschafft, weil die Begnadigung dee Gesetz in einem speziellen 

Fall derogiert. 

-Das Gnadenrecht in seiner heutigen Fora erscheint eine aus dee Absolutismus 

sta.mende Einrichtung zu sein, die aus de. Blick�inkeJ des parlamentarisch-de­

mokratischen Rechtsstaates schwere Bedenken erweckt (siehe hiezu Hans R. 

Klecatsky, Gedanken zur Neugestaltung des 6nadenrechts, JBl. 1968). 

In einem nahezu unlösbaren Spannungsverhältnis steht dieses eangelhaft deter­

menierte Gnadenrecht auch ait de. Gleichheitsgrundsatz. Die aufgezeigte 

mangelhafte Determenierung des Gnadenrechtes 

Behandlung einzelner geradezu �rscheinlich. 

eacht 

Nur 

die unterschiedliche 

das generell abstrakte 

Gesetz kann die 61eichbehandlung einzelner garantieren.Das 6nadenrecht durch­

bricht auch den Grundsatz der SeNaltentrennung. Der Träger des Gnadenrechts 

kann mittels VerwaJtungsakt das vom Gesetzgeber geschaffene und von den 

Gerichten vollzogene Recht ia Einzelfall auBer kraft setzen. 

Darin zeigt sich die Grundlage des Gnadenrechts in der -gratia dei-, die 

unserer heutigen Zeit als Anachronisaus erscheinen muß .  Diese Vorgangsweise 

ist geradezu der Inbegriff des -Antide.okratischen-. 

Naahafte Strafrechtslehrer und Verfassungsexperten vermeinen auch, daß 

zu.indest eine starke gesetzliche Deterainierung des Gnadenrechts notwendig 

wäre: 

Pernthaler und Ent wiesen auf die -Noraenaraut- des Gnadenrechts hin (Dr. 

Herbert Ent, Beitrag zu. österreichischen Gnadenrecht öJZ 1956, 356 f; Per ­

nthaler, beim Treffen der Vereinigung deutscher Staatsrechtslehrer in Graz 

1966) • 
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Auch Klecatsky fOI"dert: -Ist der TrägeI" deI" Gnadenbefugnis wie alle hoheitli­

che Gewalt im demokratischen Rechtsstaat an das inhaltlich besti_te Gesetz 

gebunden und mua die ih. durch die Rechtsol"dnung gezogenen GI"enzen I"espektie­

I"el", , lösen sich auch die Spana-..tngen, denen das Gnadem"echt aus de." Sicht des 

Gleichhei tspr inzips, des detlOkratischen Pdnzips und der Rechtssicherheit 

ausgesetzt ist". 

Die tatsächlich bestehende Noraar.ut, die durch den vorliegenden Entwurf nicht 

grundlegend geändert wird, führt dazu, daS die wenigen das Gnadenrecht regeln­

den Normen dem rechtstaatlichen Postulat der gesetzlichen Vorausbestiamung 

aller Vollziehung nicht genügen können. 

Zu. vorliegenden Vorschlag zur Neuregelung des Gnadenverfahrens sei ie einzel­

nen noc h F 01 gendes angemer k t : 

Wie schon weiter oben ausgeführt, erscheint der Standesvertretung als einzig 

saubere Lösung des fToble.s die gänzliche HerausJösung der Rechtsprechung aus 

de. Snadenverfahren. § 509 2.2 widerspricht de.. Es ist auch nicht einzusehen, 

aufgrund welcher Inforaationen ein Gericht eine Stellungnahme abgeben sollte. 

Die zur Verurteilung führenden Gründe finden sich in den Entscheidungsgründen 

des Urteils, eine Koeeentierung des Urteils ist wohl nicht angebracht, sä.tli­

che de. Gericht bekannten Inforaationen sind aus de. Akt ersichtlich. 

Jede andere Stellungnahee ist aber eine Einbindung in die "itverantwortung für 

den Gnadenentscheid, die verfassungswidrig ist. Anders zu sehen ist die 

Einbindung der Staatanwaltschaften, die ja auch Erhebungen in Auftrag geben 

soJ)en. 

Bei der technischen Durchführung des Gnadenverfahrens ist der Entwurf ergän­

zungsbedürftig: 
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1.) Gnadengesuche ..erden sehr oft ohne EI-folgsaussicht eingebl-acht, 

ddhet- mü11te klal-gestellt ..erden, Ihnen keine aufschiebene Wid::ung zukommt wie 

dies bishel- auch § 411 Absatz 2, 1. Satz StPO vorsah (diese Regelung wUI-de vom 

Vel-fassungsgel-ichtshof auch nicht augehoben). Es ei-scheint not..endig, eine 

solche Regelung ausd'-ücklich i. Gesetz zu no,-.ie,-en. 

2. ) Fa 11 s nun i. Zuge der Ver f dhrensdu,-ch f üh,-ung Ven.a I tungsbehö,-de und 

Ge,-icht allenfalls pa,-allel arbe i ten, ..enn z.B. de,- Gnaden'Ife,-ber während des 

Gnadenve,-fahl-ens eine neue Straftat begehtll dann 'lei-ändern sich fü'- das 

Gnadenverfahren die Entscheidungsgrundldgen, es fehl t abe,- ei.ne gegensei tige 

Info,-maHon. Es wäl-e daher nötig, dall.it de,- Einlei tung eines Gnadenvet-fah­

I-ens eine automatische Vel-ständigungspflicht fü'- alle Umstände besteht, die 

Wid::ut'lg auf das Gnadenverfdhren haben. u.gekeh,-t �te das Gericht in die Lage 

versetzt werden, von einaa anhängigen Gnadeawerfahren Kenntnis zu erhal ten, 

dd.it nicht im Zuge einet- Gerichtsentscheidu,'lg der Vollzug eine,- F,-eiheits­

sb-afe angeordnet wit-d (z.B. i. Rdhmen eines Beschlusses auf Wide,-ruf de,­

bedit'lgten Entlassul'lg) wenn genau das Gegenstand eines Gnadensve,-fahrens ist. 

Durch das parallele Tätigwerden sind Kollisionen zu befü,-chten, eine Regelung 

feh 1 t dafü'- aber. 

3.) Wenn durch den Bundespräsidenten die Hee.ung des Vollzuges einer 

Strafe ausgesprochen wird, dann ist es durchaus denkbar, daS während der 

folgenden Zeit der Betroffene eine neuerliche strafbare Handlung begeht. 

Die Anwendung der Besti..ung des § 180 Absatz 4 StPO hätte beispielsweise 

diese Folge. Hier wäre unklar, ob angesichts der ursprünglichen Ko�eten2 des 

Bundespräsidenten nun das Gericht dafür zuständig ist, den Vollzug dieser 

Strafe anzuordnen. Das ist vor allem dann von erheblicher Bedeutung, wenn eine 

solche Entscheidung während des laufenden 6nadenverfahrens getroffen werden 

IbiIlte. 
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Nicht anders stellt sich die Situation bei. Widen-uf eines mit den Wirkungen 

det- bedingten Stt-afnachsicht oder der bedingten Entlassung erteilten Gnaden­

aktes so"ie einet- all fäll igen Ve,-länge,-ung de,- P,-obezei t bei eine. Absehen vom 

Widen-uf da,-. 

Es "ird daher angeregt, diese .öglichen Konkurrenzfälle ausdrücklich gesetz­

li ch zu regel n. 

Zu § 5W StPO ist folgendes auszuführen: 

Absatz 2 dieser Besti..ung läSt eine Beschränkung auf eine Höchstdauer für die 

Hemeung des Strafvollzuges veraissen. 

Der Absatz 3 enthält eine durchaus veraeidbare zusätzliche Belastung der 

Gerichte. Es ist nicht einzusehen waro. das Gericht, das bereits einaal den 

Strafvollzug angeordnet hat nach einem erfolglosen Gnadengesuch neuerlich den 

Verurteilten zum Strafantritt aufforden soll bzw. zur Einzahlung der Geldstra­

fe. Dies erscheint schon deshalb überflüssig, weil gemäß § 511 das Bundesmini­

sterium für Justiz ohnehin den Verurteilten von der Heeeung des Vollzuges 

ebenso wie den Gesuchssteller davon zu verständigen hat, daß das Gnadengesuch 

erfolglos geblieben ist. ]n eine. solchen Fall würde es daher wohl genügen 

wenn diese Verständigungspflicht auch eine entsprechende Mitteilung an die 

Betroffenen enthält, daß eine Strafe nunaehr anzutreten ist bzw. eine Geld­

strafe zu bezahlen ist. 
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